
seinen eigenen vier Wänden mehr Gestaltungsfreiheit haben. Mit der Abschaffung der Ausnützungsziffer
könne der Abwanderung – besonders auch in Glarus Süd – entgegengewirkt werden. Ein Mehrwert für das
Eigenheim würde ge schaffen. Dieser stelle eine Motivation für Bürger und Hauseigentümer dar. Das
politische Streben nach verdichtetem Bauen, also eine bessere Ausnützung der heute vorhandenen
Bauflächen, sei wohl unumstritten und ökologisch sinnvoll. Es mache im Glarnerland keinen Sinn, in die
Breite und in die Länge zu bauen. Vielmehr soll in die Höhe und in die Tiefe gebaut werden. Die Bürger
wünschten sich weniger Bürokratie. Eine einheitliche Regelung im ganzen Kanton sei anzustreben. Das
Bauwesen sei heute überreglementiert. Mit der Ab schaffung der Ausnützungsziffer würde wieder einmal ein
Gesetz vereinfacht. Zudem seien die Anwendung und die Kontrolle der Ausnützungsziffer schwierig. 

Die Landratsmehrheit lehnte den Memorialsantrag ab. Die Verwendung der Ausnützungs ziffer im Rahmen
der Bauordnungen solle den Gemeinden überlassen werden. Glarus Süd und Glarus Nord hätten sich bereits
in einem früheren Zeitpunkt gegen eine Abschaffung ausgesprochen. Es wäre falsch, wenn der Kanton den
Gemeinden Vorgaben machen würde. Die Bedürfnisse in den drei Gemeinden, ja sogar in deren Ortsteilen,
seien unterschiedlich. Die Gemeinden könnten diese als Baubewilligungsbehörden vor Ort besser beurteilen.
Gerade in Glarus Nord sei die Ausnützungsziffer eine wichtige Kennziffer für die Bestimmung der Dichte einer
Gesamtüberbauung. Dies könne in einer Streusiedlung in Glarus Süd anders sein. Die drei Gemeinden sollen
daher selber entscheiden, ob und wie sie die Aus nützungsziffer – wie auch die anderen Nutzungsziffern –
einsetzen wollen. Der Memorials antrag sei eine unnötige Bevormundung. Bis heute habe niemand schlüssig
erklären können, weshalb die Gemeinden unfähig sein sollen, in Kenntnis aller Fakten selber über die
Verwen dung der Ausnützungsziffer zu entscheiden. – Die baulichen Möglichkeiten würden grund sätzlich
durch die Parzellengrösse, Bauhöhen, -breiten und -längen sowie die Geschosszahl bestimmt. Zusätzlich
gebe es verschiedene Nutzungsziffern, welche unterschiedliche Ziele verfolgen. Eine Aufhebung der Ausnüt-
zungsziffer allein sei nicht zu Ende gedacht. In der Konsequenz wären dann auch die anderen Baumasse –
ausser der Bauhöhe – zu streichen. Es würden nur noch die Grenzabstände gelten. Die Wahrung und die
Weiterentwicklung einer Siedlungsstruktur mit aussenräumlichen Qualitäten müssten aufgegeben werden.
Eine ersatzlose Streichung führe somit vor allem zu Nachteilen. Eine haushälterische Bodennutzung wäre
damit nicht gewährleistet. Eine solche erfordere keine Abschaffung, sondern eine angepasste Anwendung
der Ausnützungsziffer. Weil mit allen vorhandenen Instrumenten ein haushälterischer Umgang mit dem
Boden nicht garantiert werden könne, brauche es eine Mindestnutzung. Diesbezüglich biete die Ausnüt-
zungsziffer eine grosse Chance. Denn man könne auch eine minimale Ausnützungsziffer vorschreiben. 

Der Landrat lehnte den Memorialsantrag in der Schlussabstimmung mit klarer Mehrheit ab. 

6. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, den Memorialsantrag «zur Abschaffung der Ausnützungsziffer»
abzulehnen.

§ 4 Änderung des Steuergesetzes

Die Vorlage im Überblick
Der Landsgemeinde wird eine Änderung des Steuergesetzes unterbreitet, mit welcher primär Bundes-
vorgaben (Abzug von Aus- und Weiterbildungskosten, Besteuerung nach dem Aufwand, Besteuerung von
Lotteriegewinnen, Steuererlass) umgesetzt werden. Zur Gewährleistung von Transparenz und Rechts -
sicherheit sowie aus veranlagungstechnischen Gründen soll die Bundeslösung formell und materiell
soweit wie möglich ins kantonale Recht übernommen werden:
– Bis anhin konnten nur die Weiterbildungs- und Umschulungskosten vom steuerbaren Einkommen

abgezogen werden. Neu sieht das Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung der berufsorientierten
Aus- und Weiterbildungskosten auch einen Abzug für Ausbildungskosten ab der Sekundarstufe II vor.
Analog der direkten Bundessteuer soll der Höchstbetrag pro Steuerperiode auf 12‘000 Franken angesetzt 
werden.

– Im Falle der Besteuerung nach dem Aufwand – die sogenannte Pauschalbesteuerung – soll der mass-
 gebliche Lebensaufwand auf ein steuerbares Einkommen von minimal 400‘000 Franken angesetzt
werden; das minimale steuerbare Vermögen soll 8 Millionen Franken betragen. Damit werden gleiche
Verhältnisse wie bei der direkten Bundessteuer geschaffen.

– Ebenfalls eine Angleichung an die Verhältnisse beim Bund soll bei den Lotteriegewinnen vorgenommen
werden. Einzelgewinne bis 1000 Franken sollen steuerfrei sein, und bei den Einsatzkosten sollen 5 Prozent,
höchstens aber 5000 Franken, steuerlich in Abzug gebracht werden können.
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Aufgrund der Bundesvorgaben zum Steuererlassgesetz ist das kantonale Steuergesetz bezogen auf das
im Obligationenrecht revidierte Rechnungslegungsrecht anzupassen.

Im geltenden kantonalen Recht sind die Bedingungen für den Beteiligungsabzug auf Kapitalgewinnen
juristischer Personen doppelt und widersprüchlich geregelt. Dieses gesetzgeberische Versehen aus dem
Jahr 2009 ist zu korrigieren.

Der Landrat empfiehlt der Landsgemeinde, den Änderungen des Steuergesetzes unverändert zuzustimmen. 

1. Ausgangslage

Die Gesetzgebung und Rechtsprechung des Bundes erfordern regelmässig gewisse Änderungen im Steuer-
gesetz des Kantons Glarus. Inzwischen ist aufgrund zahlreicher Änderungen im Bundesrecht erneut Anpas-
sungsbedarf auf kantonaler Ebene entstanden. Es obliegt dem kantonalen Gesetzgeber, die im Bundes-
gesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) enthaltenen
Änderungen ins kantonale Steuergesetz zu überführen. Das als Rahmengesetz konzipierte StHG belässt
dabei dem kantonalen Gesetzgeber einen mehr oder weniger grossen Gestaltungsspielraum. Eine eigent-
liche Autonomie besteht für die Kantone lediglich bei der Bestimmung der Steuertarife, Steuersätze und
Steuerfreibeträge. Aufgrund der parallelen Deklaration und Veranlagung der kantonalen Steuern und der
direkten Bundessteuer kann sich die Anpassung des kantonalen Steuerrechts nicht nur auf das StHG
beziehen. Mit einer sachgerechten Angleichung des Steuergesetzes an einzelne Bestimmungen des Bundes-
gesetzes über die direkte Bundessteuer (DBG) soll deren gemeinsame Anwendung im Sinne einer vertikalen
Harmonisierung erleichtert werden.

2. Entwicklungen auf Bundesebene

2.1. Aus- und Weiterbildungskosten

Am 27. September 2013 hat die Bundesversammlung das Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung
der berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten verabschiedet (im Folgenden: Bundesgesetz vom
27. September 2013). Damit wird im DBG sowie im StHG die steuerliche Behandlung der berufsorientierten
Aus- und Weiterbildungskosten neu geregelt. Bis anhin waren die Ausbildungskosten steuerlich nicht
abziehbar. Die mit dem Beruf zusammenhängenden Weiterbildungs- und Umschulungskosten konnten
hingegen als Berufskosten abgezogen werden.

Die steuerliche Unterscheidung zwischen den nicht abziehbaren Ausbildungskosten und den abziehbaren
Weiterbildungskosten führte regelmässig zu schwierigen Abgrenzungsfragen. Mit dem Bundesgesetz vom
27. September 2013 wurde diese Unterscheidung aufgegeben. Stattdessen wurde ein neuer Abzug für die
Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der Umschulungskosten, eingeführt.
Die Neuregelung sieht vor, dass nebst den bereits heute abzugsfähigen Kosten für die mit dem Beruf zusam-
menhängende Weiterbildung, die notwendigen Umschulungen und den Wiedereinstieg ins Berufsleben neu
auch Kosten für eine freiwillige berufliche Umschulung und für einen Berufsaufstieg abzugsfähig sein sollen.
Dies gilt unabhängig vom gegenwärtig ausgeübten Beruf. Die Kosten der Erstausbildung bis zum ersten
Abschluss auf der Sekundarstufe II (Berufslehre, allgemein- und berufsbildende Mittelschulen, Maturitäts-
schulen) sollen weiterhin nicht abzugsfähig sein. Weiter ist im Bundesgesetz vom 27. September 2013 eine
mit der direkten Bundessteuer übereinstimmende Norm im Steuerharmonisierungsgesetz festgeschrieben.
Diese sieht unter anderem vor, dass der Höchstbetrag, bis zu dem die Kosten der berufsorientierten Aus-
und Weiterbildung, einschliesslich der Umschulungskosten, abgezogen werden können, durch das
kantonale Recht zu bestimmen ist. Zudem wird in beiden Bundesgesetzen festgehalten, dass die vom Arbeit-
geber getragenen Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der Umschulungs-
kosten, unabhängig von deren Höhe kein steuerbares Lohneinkommen darstellen. Andererseits gehören die
Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung – einschliesslich der Umschulungskosten – des
eigenen Personals zu den geschäftsmässig begründeten und damit steuerlich absetzbaren Aufwendungen
des Arbeitgebers. Dies gilt wiederum unabhängig von der Höhe dieser Kosten. Die Referendumsfrist gegen
das Bundesgesetz vom 27. September 2013 ist am 16. Januar 2014 unbenutzt abgelaufen. Der Bundesrat
hat das Inkrafttreten auf den 1. Januar 2016 angesetzt. Bis dahin muss auch das kantonale Recht angepasst
werden.

Der Bundesrat schlug bei der direkten Bundessteuer ursprünglich einen Höchstbetrag von 6000 Franken pro
Steuerperiode vor, bis zu dem die entsprechenden Kosten abgezogen werden können. Die Bundesver-
sammlung erhöhte diesen Betrag auf 12‘000 Franken, um so die berufliche Aus- und Weiterbildung steuerlich
noch mehr zu fördern. Wie erwähnt kann der Höchstbetrag für den Aus- und Weiterbildungsabzug für
Kantons- und Gemeindesteuerzwecke durch das kantonale Recht bestimmt werden. Unterschiedliche
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Höchstbeträge bei inhaltlich genau gleichen Abzügen für die direkte Bundessteuer und die Kantons- und
Gemeindesteuern erschweren jedoch das parallel laufende Deklarations- und Veranlagungsverfahren. Auch
wäre es für die Steuerpflichtigen nur schwer nachvollziehbar, wenn für die gleichen Kosten bei der direkten
Bundessteuer und den Kantons- und Gemeindesteuern unterschiedliche Höchstbeträge bestünden. In
Übereinstimmung mit den meisten Bodensee- und Zentralschweizer Kantonen soll der Höchstbetrag für die
Kantons- und Gemeindesteuern des Kantons Glarus ebenfalls auf 12‘000 Franken angesetzt werden.

Bereits jetzt sieht das kantonale Recht einen Sozialabzug von 7000 Franken für jedes unter der elterlichen
Sorge oder Obhut des Steuerpflichtigen stehende oder volljährige Kind, das in der schulischen oder beruf-
lichen Ausbildung steht, sich hierfür ständig am Ausbildungsort ausserhalb des Kantons aufhalten muss und
dessen Unterhalt der Steuerpflichtige zur Hauptsache bestreitet, vor. Dieser kantonale Sozialabzug, welcher
den Erziehungsberechtigten zusteht, sofern die ausgewiesenen Ausbildungskosten pro Kind und Steuerpe-
riode mindestens die Höhe des Abzuges ausmachen, wird durch die bundesgesetzlichen Vorgaben nicht
tangiert und bleibt somit bestehen.

2.2. Besteuerung nach dem Aufwand

Die Besteuerung nach dem Aufwand – die sogenannte Pauschalbesteuerung – ist eine besondere Art der
Einkommens- und Vermögensbemessung. Bei der Berechnung des Steuerbetrags gelangen jedoch die
ordentlichen Tarife zur Anwendung. Pauschalbesteuerte Personen dürfen in der Schweiz keiner Erwerbs -
tätigkeit nachgehen. Die Besteuerungsform steht Personen zu, die erstmals oder nach mindestens
zehnjähriger Landesabwesenheit steuerrechtlichen Wohnsitz in der Schweiz nehmen. Das Recht auf
Besteuerung nach dem Aufwand erlischt, wenn eine Person das schweizerische Bürgerrecht erwirbt oder in
der Schweiz einer Erwerbstätigkeit nachgeht. Schweizerinnen und Schweizern steht das Recht bisher nur im
Jahr ihres Zuzugs zu. Als massgeblicher Aufwand für die Besteuerung gilt der Gesamtbetrag der jährlichen
Lebenshaltungskosten. Berücksichtigt werden die Kosten, welche die Steuerpflichtigen im In- und Ausland
für sich und für die von ihnen unterhaltenen, in der Schweiz lebenden Personen aufbringen. Der Aufwand
muss beim Bund und in den meisten Kantonen heute mindestens dem Fünffachen der Wohnkosten
entsprechen. Ergänzend sieht das Gesetz eine sogenannte Kontrollrechnung vor. Danach darf die Steuer
nicht niedriger sein als die nach dem ordentlichen Tarif berechnete Steuer auf bestimmten Bruttoelementen
des Einkommens und des Vermögens in der Schweiz. Zu diesen Einkünften gehören insbesondere all jene
aus schweizerischen Quellen und solche, für die der Steuerpflichtige aufgrund eines von der Schweiz
abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommens eine Entlastung von ausländischen Steuern beansprucht.

Seit 2009 haben mehrere Initiativen die Abschaffung der Pauschalbesteuerung auf nationaler und kantonaler
Ebene verlangt. Abgeschafft haben sie die Kantone Zürich, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden, Basel-
Stadt und Basel-Landschaft. Die Kantone Thurgau, St. Gallen, Luzern, Bern und Nidwalden haben entspre-
chende Initiativen abgelehnt und sich für die Beibehaltung der Pauschalbesteuerung entschieden. Gleich-
zeitig verschärften sie jedoch die Regeln. Im Oktober 2012 wurde die Volksinitiative «Schluss mit den
Steuerprivilegien für Millionäre (Abschaffung der Pauschalbesteuerung)» eingereicht. Diese sah ein Verbot
der Besteuerung nach dem Aufwand in der Bundesverfassung vor. Der Bund wäre bei Annahme der Initiative
verpflichtet, innert drei Jahren die Ausführungsgesetzgebung zu erlassen. Der Bundesrat empfahl den
eidgenössischen Räten, die Initiative abzulehnen. Die eidgenössischen Räte folgten dieser Empfehlung. Die
Volksinitiative wurde – den Empfehlungen von Bundesrat und Parlament folgend – am 30. November 2014
abgelehnt.

Die Grünen des Kantons Glarus reichten anfangs 2010 den Memorialsantrag «Abschaffung der Pauschalbe-
steuerung für Ausländerinnen und Ausländer» ein. Dieser wurde von der Landsgemeinde 2011 abgelehnt.
Dies wohl auch aufgrund der auf Bundesebene angekündigten Bestrebungen, die Bemessungsgrundlagen
bei der Pauschalbesteuerung künftig zu erhöhen und somit mehr Steuereinnahmen zu generieren. Während
es Ende 2012 schweizweit 5634 Pauschalbesteuerte gab, werden im Kanton Glarus momentan nur vier
ausländische Personen nach dem Aufwand besteuert.

Der Bundesrat lehnt die Abschaffung der Pauschalbesteuerung aus volkswirtschaftlichen Gründen ab; er
möchte jedoch die Akzeptanz dieser Besteuerungsform verbessern. Gemäss Bundesgesetz über die
Besteuerung nach dem Aufwand werden die Bemessungsgrundlagen für Pauschalbesteuerte wie folgt
verschärft:
– Der weltweite Aufwand soll bei Steuerpflichtigen mit eigenem Haushalt mindestens dem Siebenfachen

(bisher: Fünffachen) der Wohnkosten entsprechen; bei den übrigen Steuerpflichtigen dem Dreifachen
(bisher: Doppelten) des jährlichen Pensionspreises für Unterkunft und Verpflegung am Ort des Aufent-
halts.

– Neu soll bei der direkten Bundessteuer zusätzlich eine Mindestbemessungsgrundlage von 400‘000 Franken
gelten. Die Kantone müssen ebenfalls einen Mindestbetrag zur Festsetzung des steuerbaren Ein-
kommens festlegen, den sie frei wählen können. Zudem haben die Kantone zu bestimmen, wie die Be-
steuerung nach dem Aufwand die Vermögenssteuer abgilt.
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Ausserdem gilt neu:
– Bei Ehegatten, die nach dem Aufwand besteuert werden wollen, müssen beide Partner sämtliche Voraus-

setzungen zur Pauschalbesteuerung erfüllen.
– Für Schweizerinnen und Schweizer ist es künftig nicht mehr möglich, im Jahr ihres Zuzugs nach dem

Aufwand besteuert zu werden. Damit kommen für die Pauschalbesteuerung nur noch ausländische
Staatsangehörige in Frage.

– Für natürliche Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungen nach dem Aufwand
besteuert wurden, gilt als Übergangsbestimmung während fünf Jahren weiterhin das bisherige Recht.

Somit ergeben sich im Vergleich zu geltendem Recht drei inhaltliche Änderungen: Die Beschränkung des
Geltungsbereichs auf ausländische Staatsangehörige, die neue Regelung für Ehegatten sowie die Anpas-
sungen bei der Festlegung der Bemessungsgrundlage.

Die verschärften Regeln zur Pauschalbesteuerung im Steuerharmonisierungsgesetz sind bereits am 1. Januar
2014 in Kraft getreten. Die Kantone haben ihre Gesetzgebung innert zwei Jahren ebenfalls anzupassen. Die
entsprechenden Änderungen bei der direkten Bundessteuer treten am 1. Januar 2016 in Kraft. 

Für den Kanton Glarus sind die neuen harmonisierungsrechtlichen Vorgaben ebenfalls per 1. Januar 2016
umzusetzen. Die Bemessungsgrundlage gemäss StHG lässt den Kantonen nur in Bezug auf den Mindest-
betrag des Aufwandes und die Berücksichtigung der Vermögenssteuer einen Gestaltungsspielraum. Es
erscheint sachgerecht und vernünftig, dass der massgebliche Lebensaufwand im Kanton gleich angesetzt
wird wie bei der direkten Bundessteuer, nämlich bei einem steuerbaren Einkommen von mindestens
400‘000 Franken. Für die Steuer auf das Vermögen soll als Minimum das Zwanzigfache des massgeblichen
Aufwandes festgelegt werden. Dahinter steht die Überlegung, dass für die Berechnung des Vermögens das
Einkommen mit einem Satz von 5 Prozent zu kapitalisieren ist. Das bedeutet, dass das steuerbare Vermögen
wenigstens 8 Millionen Franken betragen muss. Diese Mindestbeträge sind auch in den Gesetzen von
anderen Kantonen, z. B. Appenzell Innerrhoden und Nidwalden, enthalten.

In einer Übergangsbestimmung zur Revision wird für bisher pauschal besteuerte Personen der Besitzstand
für weitere fünf Jahre garantiert. Diese Bestimmung ist zwingend ins kantonale Recht zu übernehmen. Bei
Inkrafttreten der Änderungen per 1. Januar 2016 werden die zu diesem Zeitpunkt im Kanton Glarus pauschal
besteuerten Personen somit noch bis Ende 2020 aufgrund der bisherigen Steuerfaktoren veranlagt. Um die
Rechtssicherheit zu gewährleisten, würde diese fünfjährige Übergangsfrist auch bei einer allfälligen
Abschaffung der Pauschalbesteuerung auf kantonaler Ebene gelten.

Rein quantitativ betrachtet ist die Pauschalbesteuerung im Kanton Glarus, verglichen mit anderen Kantonen,
von untergeordneter Bedeutung. Dennoch ist der volkswirtschaftliche Nutzen gross. Die vier pauschal
besteuerten ausländischen Personen entrichten zusammen etwa 250‘000 Franken an Steuern, wovon rund
180‘000 Franken auf Kanton und Gemeinden entfallen. Die Pauschalbesteuerten leisten damit einen überpro-
portionalen Beitrag an die Infrastruktur, obwohl sie die Dienstleistungen des Kantons und der Gemeinden
nur in geringem Mass beanspruchen. Trotz der geänderten Vorschriften ist nicht zu befürchten, dass
Pauschalbesteuerte in einen anderen Kanton wegziehen, da aufgrund des zwingenden Bundesrechts
anderswo kaum vorteilhaftere Konditionen angeboten werden.

2.3. Lotteriegewinne

Laut Bundesgesetz über Vereinfachungen bei der Besteuerung von Lotteriegewinnen werden Gewinne aus
einer Lotterie oder lotterieähnlichen Veranstaltungen bis zu einem bestimmten Betrag von der Einkom-
menssteuer und der Verrechnungssteuer befreit. Die Einsatzkosten werden zu einem bestimmten
Prozentsatz von den einzelnen Gewinnen abgezogen. Bei der direkten Bundessteuer und der Verrech-
nungssteuer sind die einzelnen Gewinne bis zu einem Betrag von 1000 Franken von der Besteuerung ausge-
nommen. Als Einsatzkosten können bei der direkten Bundessteuer 5 Prozent der einzelnen Gewinne,
höchstens aber 5000 Franken, abgezogen werden.

Nach StHG sind die Kantone verpflichtet, eine Steuerfreigrenze sowie einen Prozentbetrag als abziehbare
Einsatzkosten festzulegen, deren Höhe sie selber bestimmen können; ausserdem können sie wie bei der
direkten Bundessteuer einen Höchstbetrag für den Abzug der Einsatzkosten vorsehen. Die Änderungen in
DBG und StHG traten am 1. Januar 2014 in Kraft. Die Kantone haben zwei Jahre Zeit, ihre Gesetzgebung
dem Harmonisierungsrecht anzupassen. Mit der vorliegenden Revision wird die Umsetzungsfrist einge-
halten.

Aus Gründen der Transparenz, der Rechtsverständlichkeit sowie aus praktischen Über legungen macht es
Sinn, im kantonalen Recht die gleichen Bemessungsregeln anzuwenden wie bei der direkten Bundessteuer.
Ab 1. Januar 2016 sollen auch im Kanton Glarus einzelne Gewinne bis 1000 Franken steuerfrei sein. Als
Einsatzkosten sollen 5 Prozent der einzelnen Gewinne, höchstens aber 5000 Franken, abgezogen werden
können. 
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2.4. Steuererlass

National- und Ständerat haben das Bundesgesetz über eine Neuregelung des Steuererlasses am 20. Juni
2014 angenommen (Steuererlassgesetz). Der Bundesrat setzte die Änderungen per 1. Januar 2016 in Kraft.

Die Vorlage ist Teil der Bestrebungen des Eidgenössischen Finanzdepartements, das Steuersystem zu
vereinfachen. Nach geltendem Recht werden Gesuche um Erlass der direkten Bundessteuer einerseits durch
die Kantone und andererseits durch die Eidgenössische Erlasskommission für die direkte Bundessteuer
(EEK) beurteilt. Die EEK entscheidet über Gesuche um Erlass der direkten Bundessteuer im Umfang von
mindestens 25‘000 Franken pro Jahr. Die Instanzenzüge sind ebenfalls zweigeteilt. Mit dem Steuererlass-
gesetz erhalten die Kantone neu die Kompetenz zur Beurteilung aller Erlassgesuche, welche die direkte
Bundessteuer betreffen. Damit kann die EEK aufgehoben werden. Die steuerpflichtige Person kann gegen
den Entscheid über den Erlass der direkten Bundessteuer die gleichen Rechtsmittel ergreifen wie gegen den
Entscheid über den Erlass der kantonalen Einkommens- und Gewinnsteuern.

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung wird auch zum Anlass genommen, gewisse Bestimmungen des DBG
und des StHG formell an das im Obligationenrecht revidierte Rechnungslegungsrecht anzupassen. Die
Vorlage hat weder auf den Bund noch auf die Kantone und Gemeinden nennenswerte finanzielle oder perso-
nelle Auswirkungen. Aufgrund der Bundesvorgaben zum Steuererlassgesetz ist das kantonale Steuergesetz
lediglich in Artikel 149 bezogen auf das im Obligationenrecht revidierte Rechnungslegungsrecht anzupassen.
Wie vorgesehen, werden die Änderungen im kantonalen Recht ebenfalls per 1. Januar 2016 übernommen. 

3. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

3.1. Vom Arbeit geber getragene Aus- und Weiterbildungskosten; Artikel 17 Absatz 1a, Artikel 27 Absatz 2
Ziffer 6, Artikel 64 Absatz 1 Ziffer 6

Als Grundsatz sind bei unselbstständiger Erwerbstätigkeit alle Einkünfte aus privatrechtlichem oder
öffentlich-rechtlichem Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte (Entschädigungen für Sonder -
leistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder,
Tantiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Vorteile) steuerbar. Neu
wird gesetzlich festgeschrieben, dass die vom Arbeitgeber getragenen Kosten der berufsorientierten Aus-
und Weiterbildung einschliesslich Umschulungskosten unabhängig von deren Höhe keinen anderen
geldwerten Vorteil im obigen Sinn und somit kein steuerbares Lohneinkommen der Mitarbeitenden darstellen
(Art. 17 Abs. 1a).

Bei selbstständiger Erwerbstätigkeit können die geschäfts- oder berufsmässig begründeten Kosten vom
steuerbaren Einkommen in Abzug gebracht werden. Dazu gehören neu auch die Kosten der berufsorien-
tierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Umschulungskosten, des eigenen Personals unabhängig von
deren Höhe (Art. 27 Abs. 2 Ziff. 6). Analog gehören diese Kosten neu auch bei den juristischen Personen zum
geschäftsmässig begründeten Aufwand (Art. 64 Abs. 1 Ziff. 6).

Sofern die Kosten vom Arbeitgeber getragen werden, stellen diese kein steuerbares Lohneinkommen bei den
Mitarbeitenden dar. Diese können selbstredend auch keinen Abzug für berufsorientierte Aus- und Weiter -
bildungskosten geltend machen. Dies käme ansonsten einem «Doppelabzug» gleich.

3.2. Abzug von Aus- und Weiterbildungskosten; Artikel 26 Absatz 1 Ziffer 3, Artikel 31 Absatz 1 Ziffer 12,
Artikel 32 Absatz 1 Ziffer 2 

Bei unselbstständiger Erwerbstätigkeit können alle berufsnotwendigen Kosten abgezogen werden. Neu
fallen auch die Ausbildungskosten darunter (unter Vorbehalt von Art. 31 Abs. 1 Ziff. 12). Sie gelten wie die
Weiterbildungs- und Umschulungskosten auch als «übrige» für die Ausübung des Berufes erforderliche und
somit abziehbare Kosten (Art. 26 Abs. 1 Ziff. 3).

Die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der Umschulungskosten, sind als
allgemeine Abzüge ausgestaltet. Nur die effektiv angefallenen und von den Steuerpflichtigen nachgewie-
senen Kosten können abgezogen werden. Gemäss StHG muss das kantonale Recht einen Maximalbetrag
definieren. Analog der direkten Bundessteuer und den meisten anderen Kantonen ist der Höchstbetrag pro
Steuerperiode und steuerpflichtige Person ebenfalls auf 12‘000 Franken festzusetzen. Voraussetzung für den
Abzug ist, dass ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II (Berufslehre, allgemein- und berufsbildende
Mittelschulen, Maturitätsschulen) vorliegt oder die steuerpflichtige Person das 20. Altersjahr vollendet hat
und soweit es sich nicht um die Ausbildungskosten bis zum ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II
handelt (Art. 31 Abs. 1 Ziff. 12). Die Ausbildungskosten gehören also bis zum ersten Abschluss auf der
Sekundarstufe II nicht zu den abziehbaren Kosten (Art. 32 Abs. 1 Ziff. 2).

11
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3.3. Besteuerung nach dem Aufwand; Artikel 13 und 260a 

Bei den verschärften Regeln zur Besteuerung nach dem Aufwand (Pauschalbesteuerung) werden die Bestim-
mungen des Bundesrechts mit gleichlautendem Gesetzestext vollständig übernommen. Wie bei der direkten
Bundessteuer wird das minimale steuerbare Einkommen auf 400‘000 Franken angesetzt (Art. 13 Abs. 3 Ziff. 1).
Im Gegensatz zur direkten Bundessteuer erheben die Kantone bei den natürlichen Personen zusätzlich zur
Einkommenssteuer die Vermögenssteuer. Gemäss StHG bestimmen die Kantone, wie die Besteuerung nach
dem Aufwand die Vermögenssteuer abgilt. Für die Steuer auf das Vermögen soll, wie in anderen Kantonen,
als Minimum das Zwanzigfache des massgeblichen Aufwandes festgelegt werden (Art. 13 Abs. 5). Das
bedeutet, dass das steuerbare Vermögen wenigstens 8 Millionen Franken betragen muss.

Gemäss StHG ist zwingend eine Übergangsbestimmung ins kantonale Recht zu übernehmen. Zur Wahrung
des Besitzstandes von bisher pauschal besteuerten Personen gilt für diese während fünf Jahren weiterhin
das aktuelle Recht (Art. 260a).

3.4. Besteuerung von Lotteriegewinnen; Artikel 23 Absatz 1 Ziffer 5, Artikel 24 Absatz 1 Ziffer 12 

Gewinne bis 1000 Franken aus einer Lotterie oder einer lotterieähnlichen Veranstaltung sind seit dem
1. Januar 2013 von der Verrechnungssteuer und seit dem 1. Januar 2014 von der direkten Bundessteuer
befreit. Die Kantone müssen gemäss StHG spätestens per 1. Januar 2016 ebenfalls eine entsprechende
Steuerfreigrenze festsetzen. Aus praktischen Überlegungen macht es Sinn, im kantonalen Recht die gleichen
Bemessungsregeln anzuwenden wie bei der direkten Bundessteuer. Die einzelnen Gewinne bis zu einem
Betrag von 1000 Franken sollen auch auf kantonaler Ebene steuerfrei sein (Art. 24 Abs. 1 Ziff. 12). Da es sich
dabei um eine Freigrenze und nicht um einen Freibetrag handelt, sind einzelne Gewinne von über 1000 Franken
steuerbar (Art. 23 Abs. 1 Ziff. 5).

3.5. Einsatzkosten bei Lotteriegewinnen; Artikel 31 Absatz 3

Von den einzelnen Gewinnen aus Lotterien oder lotterieähnlichen Veranstaltungen können bei der direkten
Bundessteuer 5 Prozent, jedoch höchstens 5000 Franken, als Einsatzkosten abgezogen werden. Gemäss
StHG sind die Kantone verpflichtet, ebenfalls einen Prozentbetrag als abziehbare Einsatzkosten festzulegen.
Ferner können die Kantone einen Höchstbetrag für den Abzug vorsehen. Wie bei der Steuerfreigrenze macht
es Sinn, auch die Abzugsfähigkeit der Einsatzkosten gleich zu regeln wie bei der direkten Bundessteuer. Ab
1. Januar 2016 sollen für Kantons- und Gemeindesteuerzwecke von den einzelnen Gewinnen aus Lotterien
und lotterieähnlichen Veranstaltungen 5 Prozent, jedoch höchstens 5000 Franken, als Einsatzkosten
abgezogen werden können (Art. 31 Abs. 3).

Nach geltendem Recht können für die Ermittlung des Reineinkommens von den gesamten steuerbaren
Einkünften die Aufwendungen und allgemeinen Abzüge abgezogen werden. Für die Lotteriegewinne
bedeutet dies, dass nur der effektive Gewinn, d. h. die Differenz zwischen Bruttoerlös und Einsatz, steuerbar
ist. Der Abzug soll nun nach oben begrenzt werden, indem maximal 5000 Franken eines einzelnen Gewinnes
als Einsatzkosten abge zogen werden können. Diese Höchstgrenze führt zu einer Plafonierung ab einzelnen
Ge winnen von 100‘000 Franken. Mit der Beschränkung der Abzugsfähigkeit der Einsätze kann im Hinblick
auf die Prävention gegen Glücksspielsucht ein Zeichen gesetzt werden. Die Pauschalierung der vom Gewinn
abziehbaren Einsatzkosten führt zu einer begrüssenswerten administrativen Vereinfachung bei der Steuer-
verwaltung wie auch bei den steuerpflichtigen Personen. Die auf den Gewinntreffer entfallenden Einsatz-
kosten müssen von den Gewinnerinnen und Gewinnern nicht mehr nachgewiesen und die Belege von der
Steuerverwaltung nicht mehr auf ihre Rechtmässigkeit überprüft werden. Dadurch können auch Missbräuche
beim Handel mit Belegen für Lotterie-Einsätze vermieden werden.

3.6. Ausgleich der kalten Progression; Artikel 47 Absatz 4

Wie bereits mehrfach erwähnt, erschweren unterschiedliche Höchstbeträge bei inhaltlich gleich definierten
Abzügen für die direkte Bundessteuer einerseits und die Kantons- und Gemeindesteuern andererseits jeweils
das Deklarations- und Veranlagungsverfahren. Auch aus Sicht der Steuerpflichtigen sind diese Unterschiede
nur schwer nachvollziehbar.

Per 1. Januar 2011 wurden bei der direkten Bundessteuer beispielsweise die Abzüge für Mitgliederbeiträge
und Zuwendungen an politische Parteien (Art. 33 Abs. 1 Bst. i DBG) sowie für Kinderdrittbetreuungskosten
(Art. 33 Abs. 3 DBG) mit einem Höchstbetrag von je 10‘000 Franken eingeführt. Gleichzeitig hat die Lands-
gemeinde 2011 diese Regelungen mit denselben Höchstbeträgen ins kantonale Recht übernommen. Zum
Ausgleich der Folgen der kalten Progression überprüft der Bund jährlich die Abzüge und publiziert allfällige
Anpassungen für die nächste Steuerperiode jeweils im Oktober in einem Rundschreiben der Eidgenössi-
schen Steuerverwaltung. So wurden bei der direkten Bundessteuer schon ab der Steuerperiode 2012 die ein
Jahr vorher eingeführten Abzüge für Mitgliederbeiträge und Zuwendungen an politische Parteien sowie für
Kinderdrittbetreuungskosten um 100 Franken auf 10‘100 Franken erhöht. Im kantonalen Recht sind dieselben
Abzüge immer noch mit einem Maximum von 10‘000 Franken im Steuergesetz festgeschrieben. Eine solche
Diskrepanz macht sachlich keinen Sinn und ist für die Steuerpflichtigen nur schwer nachvollziehbar.
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Bereits jetzt beschliesst der Regierungsrat über die Pauschalierung von Berufsauslagen bei unselbststän-
diger Erwerbstätigkeit und Gewinnungskosten bei Nebenerwerbstätigkeit (Art. 26 Abs. 2). Analog und im
Sinne einer vertikalen Harmonisierung soll nun mit dem neuen Artikel 47 Absatz 4 des Steuergesetzes eine
Bestimmung geschaffen werden, die es dem Regierungsrat erlaubt, die Höhe von allgemeinen Abzügen
denjenigen der direkten Bundessteuer anzupassen. Betragsmässige Anpassungen der allgemeinen Abzüge
an das Recht der direkten Bundessteuer durch einen Regierungsratsbeschluss können somit effizient und
zeitnah vorgenommen werden, da nicht mehr die Landsgemeinde darüber zu befinden hat.

Diese neue Bestimmung wirkt sich tendenziell zugunsten der Steuerpflichtigen aus und soll deshalb
rückwirkend per 1. Januar 2015 in Kraft treten. So kann der Regierungsrat erstmals Ende 2015 notwendige
Anpassungen beschliessen mit dem Ziel, ab der Steuerperiode 2016 die Höhe der besagten kantonalen
Abzüge denjenigen der direkten Bundessteuer anzu gleichen und entsprechend im kantonalen Steuergesetz
festzuschreiben.

3.7. Beteiligungs abzug auf Kapitalgewinnen juristischer Personen; Artikel 71 Absätze 1a und 1b, Artikel 72
Absatz 1 Ziffer 2 und Absätze 3 und 4

Im Rahmen der Unternehmenssteuerreform II mussten die Kantone ihre Gesetzgebungen an bundesrecht-
liche Vorgaben wie etwa diejenige zum Beteiligungsabzug bei juristischen Personen anpassen. Diese
Änderung wirkte sich zu deren Gunsten aus, da die Beteiligungsquote für den Abzug von 20 auf 10 Prozent
und der minimale Verkehrswert der Beteiligung von 2 auf 1 Million Franken reduziert wurden. Beim Beteili-
gungsabzug auf Kapitalgewinnen wurde die Quote ebenfalls von 20 auf 10 Prozent reduziert. Diese
unumstrittenen Vorgaben hat der Kanton Glarus an der Landsgemeinde 2009 mit Wirkung ab 1. Januar 2011
in das kantonale Recht aufgenommen (Art. 71 Abs. 1a und 1b). Dabei ist ein gesetzgeberisches Versehen
unterlaufen: Es wurde unterlassen, den bestehenden Artikel zu Kapitalgewinnen auf Beteiligungen (Art. 72)
entsprechend anzupassen.

Im geltenden kantonalen Recht sind die Bedingungen für den Beteiligungsabzug auf Kapitalgewinnen juristi-
scher Personen doppelt und widersprüchlich geregelt. Artikel 72 bezieht sich ausschliesslich auf den Betei-
ligungsabzug auf Kapitalgewinnen und sieht die ursprüngliche Beteiligungsquote von 20 Prozent vor. Artikel 71
hingegen wurde mit analogen Bestimmungen erweitert, enthält aber die bundesgesetzlich vorgegebene
Mindestquote von neu 10 Prozent (Art. 71 Abs. 1a und 1b). Die beiden Gesetzesartikel sind entsprechend
anzupassen. Diese Korrektur wurde nicht im Rahmen der Verwesentlichung und Flexibilisierung der kanto-
nalen Gesetzgebung anlässlich der Landsgemeinde 2014 vorgenommen, da eine Änderung eines betrags-
mässig festgelegten Prozentsatzes wohl einen zu starken materiellen Einfluss gehabt hätte.

Da diese Anpassungen der geltenden Veranlagungspraxis entsprechen und sich zugunsten der Steuer-
pflichtigen auswirken, sollen sie rückwirkend per 1. Januar 2015 in Kraft treten.

3.8. Steuererlass – Beilagen zur Steuererklärung; Artikel 149 Absätze 2 und 3

Im Rahmen der Neuregelung des Steuererlasses sieht das neue Steuererlassgesetz eine Änderung und
Ergänzung von Artikel 42 StHG (Verfahrenspflichten des Steuerpflichtigen) vor. Dies ist eine rein formelle
Änderung bezogen auf das im Obligationenrecht revidierte Rechnungslegungsrecht und ist – analog der
direkten Bundessteuer – per 1. Januar 2016 ins kantonale Recht zu übernehmen. Es handelt sich um eine
Konkretisierung der erforderlichen Beilagen zur Steuererklärung von natürlichen Personen mit Einkommen
aus selbstständiger Erwerbstätigkeit und juristischen Personen (Art. 149 Abs. 2 und 3).

4. Finanzielle Auswirkungen

Im Steuerjahr 2012 haben im Kanton Glarus 1673 Steuerpflichtige Weiterbildungs- und Umschulungskosten
von total rund 4,5 Millionen Franken vom steuerbaren Einkommen in Abzug gebracht. Dies ergibt einen
durchschnittlichen Abzug von jährlich rund 2700 Franken. Dabei gilt es zu bemerken, dass Steuerpflichtige
sehr selten einen Abzug von über 10‘000 Franken pro Steuerperiode geltend machen können. Da bis jetzt
die Ausbildungskosten nicht zum steuerlichen Abzug zugelassen wurden, sind die finanziellen Auswirkungen
nur schwer oder gar nicht abzuschätzen. Angenommen, es würden in Zukunft in etwa gleich hohe Ausbil-
dungs- wie Weiterbildungs- und Umschulungskosten geltend gemacht, so würde dies – bei einem angenom-
menen durchschnittlichen Steuersatz von 11 Prozent für Kanton und Gemeinden – zu Steuerausfällen von
rund 500‘000 Franken pro Jahr führen. Aufgrund dieses theoretischen Ansatzes ist eine Aufteilung des
geschätzten Betrages auf Kanton und einzelne Gemeinden nicht möglich.

Wie erwähnt, zahlen die vier pauschal besteuerten ausländischen Personen zusammen etwa
250‘000 Franken Steuern, wovon rund 180‘000 Franken auf Kanton und Gemeinden entfallen. Mit den neuen
Schwellenwerten würden die vier Personen Kantons- und Gemeindesteuern von rund 400‘000 Franken und
direkte Bundessteuern von rund 150‘000 Franken bezahlen.

Die Steuerbefreiung der kleinen Lotteriegewinne hat keinen nennenswerten Einfluss auf die Steuererträge.
Die zu erwartenden Steuerausfälle können nicht quantifiziert werden.

Umbruch_Memorial_2015_lr_P   1-4  Inhaltsverz./Eröffnung  09.03.15  16:10  Seite 13



14

5. Beratung der Vorlage im Landrat

5.1. Kommission

Die landrätliche Kommission Finanzen und Steuern unter dem Präsidium von Landrat Roland Goethe, Glarus,
befasste sich mit dieser Vorlage. Eintreten war unbestritten. Sie nahm davon Kenntnis, dass mit der Vorlage
primär Bundesvorgaben (Abzug von Aus- und Weiterbildungskosten, Besteuerung nach dem Aufwand,
Besteuerung von Lotteriegewinnen, Steuererlass) umgesetzt werden müssen und für den Kanton wenig
Spielraum besteht. Sie unterstützte die Absicht, aus veranlagungstechnischen Gründen und zur Gewähr -
leistung von Transparenz und Rechtssicherheit die Bundeslösung formell und materiell so weit als möglich
zu übernehmen. Keine Opposition erwuchs in der Kommission dem Vorhaben, die widersprüchliche
Regelung für den Beteiligungsabzug auf Kapitalgewinnen juristischer Personen zu bereinigen und dem
Regierungsrat die Kompetenz zu erteilen, zwecks Koordination mit der direkten Bundessteuer jährlich
Höchstbeträge für gewisse Abzüge für die Kantons- und Gemeindesteuern festzulegen. Auch in der Detail-
beratung ergaben sich keine Fragen oder Änderungen. 

Die Kommission beantragte Zustimmung zur unveränderten Vorlage. 

5.2. Landrat

Auch im Landrat war die Vorlage völlig unbestritten. Der Kommissionssprecher und der Vertreter des Regie-
rungsrates wiederholten in der Eintretensdebatte, dass mit der Vorlage Bundesvorgaben in vier Bereichen
möglichst transparent und veranlagungstechnisch schlank umgesetzt würden. Spielraum sei bis auf eine
kleine Ausnahme (Weiterbildungsabzug) keiner vorhanden. Zudem würden zwei kantonale Anliegen (Berei-
nigung eines gesetzgeberischen Versehens; Kompetenz für den Regierungsrat, Abzüge an Bundesvorgaben
anzupassen) aufgenommen. Eintreten war unbestritten, in beiden Lesungen erfolgten in der Detailberatung
keine Wortmeldungen. 

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, den Änderungen des Steuergesetzes unverändert zuzustimmen. 

6. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, nachstehenden Gesetzesänderungen zuzustimmen:
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§ 5 Änderung des Konkordats über Massnahmen gegen Gewalt anlässlich
von Sportveranstaltungen (Hooligankonkordat)

Die Vorlage im Überblick
Der Landsgemeinde wird eine Änderung des Konkordats über Massnahmen gegen Gewalt anlässlich von
Sportveranstaltungen (Hooligankonkordat) unterbreitet. Mit den Neuerungen erhalten die Behörden
zusätzliche Instrumente zur Vermeidung von Gewalttaten durch Besucher von Sportanlässen.

Die Landsgemeinde 2009 beschloss den Beitritt des Kantons Glarus zum bestehenden Konkordat. Mit
diesem wurde die Rechtsgrundlage zur Fortführung der Massnahmen geschaffen, die auf Bundesebene
im Hinblick auf die EURO 2008 für befristete Zeit eingeführt worden waren. Kernpunkte sind die Befug-
nisse, gegen bestimmte Personen Rayonverbote, Meldeauflagen und Ausreisebeschränkungen zu
erlassen und Polizeigewahrsam anzuordnen. Zudem konnte eine zentrale Datenbank über Personen
eingerichtet werden, die als Besucher von Sportanlässen Gewalt ausgeübt hatten.

Leider liess sich die Gewalt anlässlich von Sportveranstaltungen, insbesondere im Umfeld von Fussball-
spielen, nicht nachhaltig eindämmen. Deshalb wurde beschlossen, das Konkordat zu ergänzen. Die
Konkordatsanpassungen wurden im Februar 2012 von der Plenarversammlung der Kantonalen Justiz-
und Polizeidirektoren und -direktorinnen zuhanden der Ratifikation in den Kantonen verabschiedet.

Zu den vorgesehenen Änderungen gehört die Einführung einer generellen Bewilligungspflicht für Fussball-
und Eishockeyspiele der jeweils obersten Liga. Für Spiele von Klubs bzw. Mannschaften unterer Spiel-
klassen und anderer Sportarten, die bisher in Bezug auf die Ausübung von Gewalt in aller Regel zu keinen
Problemen führten, kann eine Bewilligungspflicht bei Gefährdung der Sicherheit fallbezogen vorgesehen
werden. Mit der Bewilligungspflicht wird den Behörden die Möglichkeit verschafft, den Veranstaltern von
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